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DEUTSCHER FRAUENRAT

Vorwort 
Deutscher Frauenrat

D ie öffentlichen Haushalte 
stehen unter erheblichem 
Druck. Bund, Länder und 

Kommunen müssen schwierige finanzpoli-
tische Entscheidungen treffen. Dabei stellt 
sich auch die Frage, wie sich die geplanten 
Einsparungen im Zuge der Haushaltskon-
solidierung auf Frauen auswirken. Genau 
dies untersucht die vorliegende Studie des 
Dezernats Zukunft. 

Die Ergebnisse bestätigen, wovor 
der Deutsche Frauenrat als größter frauen-
politischer Dachverband bereits gewarnt 
hat: Da Frauen den Großteil der unbezahlten 
Sorgearbeit übernehmen, häufiger in Teilzeit 
und für ein geringeres Einkommen erwerbs-
arbeiten, treffen sie die Sparvorhaben mit 
voller Wucht. Mit Blick auf bereits bestehen-
de strukturelle Ungleichheiten am Arbeits-
markt droht der eingeschlagene Reformpfad 
sowohl der ökonomischen Eigenständigkeit 
von Frauen als auch den öffentlichen Haus-
halten insgesamt empfindlichen Schaden 
zuzufügen.     

Die Studie zeigt, wie gezielte  
Reformen die Erwerbstätigkeit von Frauen 
stärken, wirtschaftliches Wachstum fördern 
und die öffentlichen Haushalte langfristig 
entlasten können. Dabei ist entscheidend, 
zwischen den Folgen und den Ursachen 
bestehender Ungleichheiten zu unterschei-
den. Der Sozialstaat schützt Menschen vor 
sozialen und wirtschaftlichen Risiken und 
sichert gesellschaftliche Teilhabe. Zugleich 
federt er die Folgen bestehender Ungleich-
heiten ab. Deren strukturelle Ursachen 
kann er jedoch nicht allein beseitigen. Dafür 
braucht es politische Rahmenbedingungen, 
die Frauen wirtschaftliche Eigenständigkeit 
ermöglichen und die gerechte Verteilung 
unbezahlter Sorgearbeit unterstützen. Die 
Ergebnisse verdeutlichen: Gleichstellung ist 
nicht nur eine Frage sozialer Gerechtigkeit, 
sondern  auch eine wesentliche Voraus-
setzung für wirtschaftliche Entwicklung und 
tragfähige öffentliche Finanzen. Gleichstel-
lung muss deshalb ein zentraler Maßstab 
einer zukunftsorientierten Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik sein.

Gleichstellung stärken statt auf Kosten 
von Frauen sparen

/// STUDIE: Konsolidierung auf Kosten von Frauen
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#Bundeshaushalt  
#Gleichstellung  
#Arbeit

Abstract 

Die Bundesregierung plant zur  
Haushaltskonsolidierung 
Kürzungen, insbesondere 

im sozialen Bereich. Wir gehen in diesem 
Papier drei Fragen nach: Erstens schät-
zen wir, wie stark die für 2027 geplanten 
sozialpolitischen Leistungskürzungen 
Frauen belasten. Da Frauen einen Großteil 
der Sorgearbeit übernehmen, dürften sie 
besonders betroffen sein. Wir schätzen, 
dass 60 Prozent der Kürzungen zu ihren 
Lasten gehen. Das erschwert ihre mate-
rielle Gleichstellung und ist auch finanz-
politisch nicht nachhaltig. Denn fehlende 
materielle Gleichstellung, insbesondere 
am Arbeitsmarkt, verursacht Folgekosten, 
weil der Staat die geringere Erwerbsinte-

gration und die geringeren Einkommen 
von Frauen durch höhere Sozialtransfers 
kompensiert. Wir beziffern daher zweitens, 
wie hoch diese Kompensationszahlungen 
heute bereits sind: Bei fünf ausgewählten 
Sozialleistungen schätzen wir sie auf 14 
Milliarden Euro pro Jahr. Drittens zeigen wir, 
dass es fiskalisch nachhaltiger wäre, statt 
überproportional bei Frauen zu kürzen, 
ihre Erwerbsintegration durch Reformen 
zu erhöhen. Ein Reformpaket aus Kita-, 
Ganztags- und Pflegeausbau sowie einer 
Weiterentwicklung des Ehegattensplittings 
könnte bis 2031 rund 209.000 zusätzliche 
Vollzeitäquivalente mobilisieren und die 
öffentlichen Haushalte um bis zu fünf  
Milliarden Euro im Jahr entlasten.

/// Abstract



DEUTSCHER FRAUENRAT

Worum es geht
///  	Der Bundeshaushalt und die Sozial-

versicherungen stehen unter Konsoli-
dierungsdruck. Die Bundesregierung 
reagiert darauf unter anderem mit 
Kürzungen im sozialen Bereich, etwa 
bei der Betreuungsinfrastruktur sowie 
bei Familien- und Pflegeleistungen.

///  	Wir untersuchen, welcher Anteil der  
geplanten Leistungskürzungen zu  
Lasten von Frauen geht.

Executive  
Summary

/// STUDIE: Konsolidierung auf Kosten von Frauen

///  	Außerdem schätzen wir, was fehlende 
Gleichstellung am Arbeitsmarkt die 
öffentlichen Haushalte kostet und wie 
sie sich nachhaltig entlasten ließen, 
würden die Rahmenbedingungen für 
die Erwerbstätigkeit von Frauen  
verbessert. 

Was wir finden
///  Rund 60 Prozent der sozialpolitischen 

Leistungskürzungen gehen zu Lasten 
von Frauen. Wir betrachten Kürzungen 
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/// Executive Summary

///  	Würden stattdessen Reformen für 
eine stärkere Arbeitsmarktintegration 
von Frauen umgesetzt, könnte das 
rund 209.000 Vollzeitäquivalente 
mobilisieren und die öffentlichen 
Haushalte in den nächsten Jahren um 
bis zu fünf Milliarden Euro entlasten. 
Dabei modellieren wir den Ausbau 
von Kitaplätzen, Ganztagsplätzen und 
teilstationären Pflegeplätzen sowie die 
Weiterentwicklung des Ehegattensplit-
tings zu einem Realsplitting für neue 
Ehen. Ein solches Paket könnte Frauen 
die Erwerbstätigkeit erleichtern und 
bereits ab dem zweiten Jahr mehr  
einbringen, als es kostet.

Was daraus folgt
///  	Für die öffentlichen Haushalte zahlt 

es sich auf Dauer mehr aus, Hürden  
für die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen abzubauen, als kurzfristig 
überproportional auf ihre Kosten 
zu konsolidieren. Das wäre sowohl 
gleichstellungspolitisch sinnvoll, da es 
Chancen von Frauen auf Erwerbstätig-
keit verbessert, als auch ökonomisch 
nachhaltig, weil es das Wachstum 
stärkt, Steuereinnahmen erhöht und 
Sozialtransferbedarfe reduziert.

bei Wohngeld, Kitas, Sofortzuschlag im 
Kinderzuschlag, Unterhaltsvorschuss, 
in der Pflege und in der gesetzlichen 
Krankenversicherung von insgesamt 
rund 8,4 Milliarden Euro. Davon entfal-
len rund fünf Milliarden Euro auf Frau-
en, was ihre materielle Gleichstellung 
mit Männern erschwert und höhere 
Transferbedarfe bei anderen Sozialleis-
tungen nach sich ziehen könnte.

///  	Fehlende materielle Gleichstellung, 
insbesondere am Arbeitsmarkt,  
verursacht schon heute Folge- 
kosten in Form von Sozialtransfers, 
die geringere Erwerbsintegration und 
die geringeren Einkommen von Frau-
en auszugleichen versuchen.  
Wir schätzen die Höhe dieser  
Kompensationszahlungen auf rund 
14 Milliarden Euro im Jahr. Frauen 
weisen im Schnitt eine geringere  
Bezahlung und ein geringeres Erwerbs-
volumen im Lebensverlauf auf; 49 Pro-
zent der erwerbstätigen Frauen arbei-
ten in Teilzeit, weit mehr als in anderen 
Ländern. Der Staat fängt das über 
höhere Ausgaben bei Sozialleistungen 
auf, etwa beim Grundrentenzuschlag 
oder in der Grundsicherung. Kurzfristig 
lassen sich diese Ausgaben nicht ein-
sparen, denn sie sind das Resultat einer 
jahrzehntelang niedrigeren Erwerbs- 
integration von Frauen. Leistungskür-
zungen, die überproportional zu Lasten 
von Frauen gehen, könnten diese Kom-
pensationszahlungen sogar erhöhen.
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/// 1. Einleitung

B undeshaushalt und Sozial- 
versicherungen stehen 
unter Konsolidierungsdruck. 

Im Haushaltsentwurf für das Jahr 2027 
musste die Bundesregierung eine Lücke 
von über 20 Milliarden Euro schließen; in 
den folgenden Jahren dürfte die Lücke 
auf bis zu 50 Milliarden Euro pro Jahr an-
wachsen (Bundesregierung 2026a). Hinzu 
kommen Finanzierungsdefizite in den 
Sozialversicherungen: Der sozialen Pflege-
versicherung (SPV) fehlen im kommenden 
Jahr rund acht, der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) sogar 15 Milliarden 
Euro (Bundesregierung 2026b; 2026c). 
Die Bundesregierung hat diese Finanzie-
rungslücken zumindest für das Jahr 2027 
geschlossen. Dazu tragen unter anderem 
Kürzungen sozialpolitischer Leistungen bei, 
vor allem bei Pflege- und Familienleistun-
gen sowie der Betreuungsinfrastruktur. 

Wir gehen in diesem Papier drei 
Fragen nach: Erstens schätzen wir, wie stark 
die geplanten Kürzungen Frauen belasten. 
Da Frauen nach wie vor einen Großteil der 
Sorgearbeit in Deutschland übernehmen, 
dürften sie besonders betroffen sein. 
Das würde die materielle Gleichstellung 
der Geschlechter erschweren. Fehlende 
materielle Gleichstellung ist unter anderem 
die Folge einer seit Jahrzehnten geringeren 
Erwerbsintegration von Frauen. Wir bezif-
fern zweitens, wie viel die öffentliche Hand 
heute aufwendet, um die Folgen fehlender 
Gleichstellung am Arbeitsmarkt auszu- 
gleichen. Drittens zeigen wir, dass es  

anstelle von Leistungskürzungen, die  
überproportional Frauen treffen, nachhal-
tiger wäre, Reformen umzusetzen, die die 
Erwerbsintegration von Frauen erhöhen. 
Die öffentlichen Haushalte könnten so  
mittelfristig und dauerhaft Geld sparen.1

Nach unserer Schätzung gehen rund 
60 Prozent der sozialpolitischen Leistungs-
kürzungen zu Lasten von Frauen. Sie tragen 
rund fünf von 8,4 Milliarden Euro Konso-
lidierungsvolumen bei den untersuchten 
Ausgabenposten. Wir betrachten alle 
bereits konkretisierten sozialpolitischen 
Kürzungen für das Jahr 2027. Das sind 
Ausgabensenkungen für Wohngeld, Kitas, 
den Sofortzuschlag im Kinderzuschlag, den 
Unterhaltsvorschuss sowie in der Pflege-
versicherung und der gesetzlichen Kran-
kenversicherung.

Der Grund für die überproportionale 
Betroffenheit von Frauen ist unter anderem 
die ungleiche Verteilung unbezahlter  
Sorgearbeit. Sie geht zurück auf traditionel-
le Rollenbilder und eine geschlechts- 
spezifische Zuschreibung von Aufgaben 
und Fähigkeiten. Frauen wenden pro 
Woche neun Stunden mehr Zeit für Kinder-
betreuung, Pflege und Haushalt auf als 
Männer (Statistisches Bundesamt 2025a). 
Rund 84 Prozent der Alleinerziehenden 
in Deutschland sind Frauen, ebenso rund 

1	 Wir verwenden hier eine binäre Geschlechter-
unterscheidung, weil die Datenlage es kaum 
anders zulässt. Eine feinere, inklusivere Daten-
erfassung wäre wünschenswert.
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64 Prozent der pflegenden Angehörigen 
(Brandt u. a. 2025; Statistisches Bundesamt 
2026a). Aufgrund von Sorgearbeit arbeiten 
Frauen, insbesondere Mütter, häufiger in 
Teilzeit oder unterbrechen ihre Erwerbs- 
tätigkeit. Das senkt ihr Einkommen im  
Lebensverlauf deutlich: In Westdeutsch-
land verdienen Frauen im Laufe ihres 
Erwerbslebens 45 Prozent weniger als 
Männer (Bönke u. a. 2020). Den Unter-
schied macht vor allem die Mutterschaft: 
Kinderlose Frauen verdienen nur 13 Pro-
zent weniger als Männer, Mütter dagegen 
62 Prozent. Die Differenz ist die sogenann-
te Motherhood Penalty (Barišić & Consiglio 
2020); sie fällt für jüngere Jahrgänge  
sogar größer aus als für ältere (Glogowsky 
u. a. 2025). Frauen sind folglich häufiger  
als Männer auf öffentliche Leistungen  
angewiesen, die Sorgearbeit finanziell 
unterstützen, und von Kürzungen dieser 
Leistungen umso stärker betroffen.  
Kürzungen bei Kitas könnten ihre Erwerbs-
chancen zudem direkt schmälern, wenn 
etwa das öffentliche Kitaangebot reduziert 
wird und die Betreuung privat – meist  
von Müttern – aufgefangen werden  
muss. 

Damit läuft die Konsolidierung  
den selbstgesetzten Zielen der Bundes-
regierung zuwider. Im Koalitionsvertrag hat 
die Bundesregierung die Gleichstellung  
von Frauen und Männern als zentrales 
Anliegen festgehalten (Koalitionsvertrag 
2025). Zudem will sie erreichen, dass sich 
angesichts von Fachkräftemangel und 

demografischem Wandel die Erwerbs- 
beteiligung erhöht. Frauen sind dafür eine 
der größten Potenzialgruppen, denn  
49 Prozent der erwerbstätigen Frauen – 
weit mehr als in anderen Ländern – arbei-
ten in Teilzeit, bei den Männern sind es nur 
zwölf Prozent.2 Dieses Potenzial hat auch 
die Regierung erkannt (Bundesministerium 
der Finanzen 2026). Wirtschaftspolitisch  
ist das zentral, gilt doch das schrumpfende 
Arbeitskräftepotenzial als eines der  
größten Wachstumsrisiken für Deutsch-
land (Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie 2026; Gemeinschaftsdiagnose 
2026). 

Eine Haushaltskonsolidierung,  
die die materielle Gleichstellung von  
Frauen erschwert, dürfte finanzpolitisch  
nicht nachhaltig sein. Denn ihre wirtschaft-
liche Schlechterstellung und insbesondere 
ihre geringere Erwerbsintegration verur- 
sachen fiskalische Folgekosten, die der 
Staat in anderen Teilen des Sozialsystems 
durch höhere Transfers ausgleicht. Wir 
schätzen diese Kompensationszahlungen 
für fehlende Gleichstellung am Arbeits-
markt schon heute auf rund 14 Milliarden 
Euro. Durch die derzeit geplanten  
Kürzungen könnten sie weiter ansteigen. 
Dabei betrachten wir allein ausgewählte 

2	 Die Teilzeitquoten erwerbstätiger Frauen in 
der Altersgruppe 15 bis 64 Jahre im Jahr 2025 
liegen in anderen Ländern deutlich niedriger 
(Dänemark: 37 Prozent, Schweden: 27 Prozent, 
Spanien: 21 Prozent, Durchschnitt der Europäi-
schen Union: 28 Prozent; Eurostat 2025).
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/// 1. Einleitung

große Sozialleistungen. Würde man zudem 
ausgebliebene Steuer- und Sozialver- 
sicherungseinnahmen berücksichtigen, 
fiele diese Summe um ein Vielfaches  
größer aus. Diese Kosten lassen sich  
kurzfristig nicht einsparen, sind sie doch  
die Folge jahrzehntelanger niedrigerer  
Erwerbschancen von Frauen.

Ein zentraler Grund dafür, dass  
Frauen weniger stark in den Arbeitsmarkt 
integriert sind als Männer, ist die unzu- 
reichende Bereitstellung von sozialen 
Dienstleistungen und Infrastrukturen. Denn 
der Staat kann zwar eine höhere Erwerbs-
tätigkeit von Frauen (und eine partner-
schaftliche Arbeitsteilung) nicht einfach 
per Gesetz erzwingen, aber durchaus die 
Rahmenbedingungen dafür schaffen,  
dass Frauen ihre Erwerbsarbeit aus  
familiären Gründen – sei es zur Betreuung 
von Kindern oder auch anderen Angehöri- 
gen – nicht reduzieren müssen, wenn 
sie das nicht wollen. Derzeit sind diese 
Rahmenbedingungen nicht ausreichend 
gegeben: Es fehlen qualitativ hochwertige 
Kita-, Ganztags- und Pflegeplätze; zudem 
begünstigt das Ehegattensplitting das 
Alleinverdienermodell.

Ein Reformpaket, das diese Hürden 
für die Erwerbstätigkeit von Frauen  
abbaut, wäre finanzpolitisch nachhaltiger 
als kurzfristige Konsolidierung auf ihre  
Kosten. Nach unserer Schätzung könnten 
die öffentlichen Haushalte dadurch im  
Jahr 2031 um knapp fünf Milliarden Euro 

netto entlastet werden. Wir modellieren 
ein Politikpaket, das den selbstgesetzten 
Zielen der Bundesregierung entspricht.  
Es umfasst den Ausbau von Kita-, Ganztags- 
und Pflegeangeboten sowie eine Reform 
des Ehegattensplittings für neue Ehen.  
Das Paket dürfte das Arbeitsangebot 
innerhalb von fünf Jahren um 209.000 
Vollzeitäquivalente und die Wirtschafts-
leistung um 0,4 Prozent steigern. Es würde 
sich folglich in Steuermehreinnahmen und 
Minderausgaben für Sozialleistungen an 
Frauen auszahlen.
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2Leistungs- 
kürzungen  
betreffen  
Frauen über-
proportional

D ie von der Bundesregierung 
für 2027 konkret geplanten 
sozialpolitischen Kürzungen 

dürften überwiegend Frauen belasten. Von 
rund 8,4 Milliarden Euro Kürzungsvolumen 
entfallen unserer Schätzung nach rund fünf 
Milliarden Euro – oder 60 Prozent – auf sie 
(Abbildung 1).

Wir betrachten folgende Leistungs-
kürzungen: (i) die Kürzung beim Wohn-
geld, (ii) die Kürzung der Mittel für Kitas 
im Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität (SVIK) und im geplanten 

Startchancen- und Qualitätsentwicklungs-
gesetz (SCQEG), (iii) den Wegfall des 
Sofortzuschlags im Kinderzuschlag, (iv) 
die Kürzung beim Unterhaltsvorschuss, (v) 
die Anpassung der Begutachtungssyste-
matik in der sozialen Pflegeversicherung, 
(vi) die Streichung des Entlastungsbetrags 
bei Pflegegrad 1, (vii) die Streichung der 
Rentenversicherungsbeiträge für pflegende 
Angehörige, die eine Altersrente beziehen, 
(viii) die Kürzung der Kinderkrankentage 
sowie (ix) die Leistungsanpassungen und 
höheren Zuzahlungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung.
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/// 2. Leistungskürzungen betreffen Frauen überproportional

Unsere Analyse umfasst alle sozial-
politischen Konsolidierungsmaßnahmen, 
die im Bundeshaushalt mit konkreten 
Leistungskürzungen hinterlegt sind. Nicht 
einbezogen haben wir Kürzungen, die zwar 
geplant, aber noch nicht konkretisiert sind. 
Dazu zählen ein geringerer Zuschuss an die 
gesetzliche Rentenversicherung und eine 
Minderausgabe von zwei Milliarden Euro 

im Einzelplan des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales. Hinzu kommen weitere 
vereinzelte kleinere Kürzungen im Sozial-
bereich. Aufgrund ihres geringen Umfangs 
dürften sie das Gesamtergebnis nicht 
wesentlich verändern. Wir beschränken 
uns auf Kürzungen, die direkt bei Leistungs-
beziehenden ankommen. Andere Konsoli-
dierungsmaßnahmen, etwa höhere Kosten-

Abbildung 1
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beteiligungen von Pharmaunternehmen 
oder Einsparungen durch die Absenkung 
von Verwaltungsausgaben, berücksichtigen 
wir deshalb nicht. Ebenso erfassen wir keine 
geplanten Mehreinnahmen (zum Beispiel 
aus einer Erhöhung der Beitragsbemes-
sungsgrenze). 

Einige Vorhaben, die aus gleichstel-
lungspolitischer Sicht kritisch zu sehen sind, 
fließen dadurch nicht in unsere Schätzung 
ein. So könnte etwa die eingeschränkte 
Refinanzierung von Tarifsteigerungen durch 
die GKV vor allem Frauen treffen, denn sie 
stellen die Mehrheit der Beschäftigten im 
Gesundheitswesen (Statistisches Bundes-
amt 2026b). Nicht erfasst sind außerdem 
Einsparungen bei Leistungen, die aus-
schließlich Länder und Kommunen erbrin-
gen. Gerade die Kommunen stehen unter 
massivem Spardruck (Statistisches Bundes-
amt 2026c). Ihre Daseinsvorsorge umfasst 
zugleich viele Leistungen, die insbesondere 
für Frauen wichtig sind, etwa Beratungs-
stellen, Frauenhäuser oder Angebote der 
Ganztags- und Pflegeunterstützung.

Alle betrachteten Kürzungen dürften  
Frauen überproportional betreffen. Gerin-
gere Mittel für Kitas im Rahmen des SCQEG 
werden sich mit hoher Wahrscheinlichkeit 
in schlechtere Betreuungsschlüssel, höhere 
Ausfallquoten und somit potenzielle  
Betreuungsreduktionen übersetzen, die 
privat aufgefangen werden müssen. Das 
übernehmen nach der heutigen Arbeitstei-
lung überwiegend Mütter. Sie betreuen ihre 

Kinder unter sechs Jahren im Schnitt rund 
vier Stunden am Tag, Väter nur zwei (Sta-
tistisches Bundesamt 2025a). Den Sofort-
zuschlag im Kinderzuschlag, der entfallen 
soll, dürften ebenso überwiegend Frauen 
beziehen (Bundesregierung 2025a). Beim 
Unterhaltsvorschuss wird die Einführung 
einer Einkommensobergrenze für den  
betreuenden Elternteil diskutiert. Allein-
erziehende oberhalb dieser Grenze erhiel-
ten dann keinen Unterhaltsvorschuss mehr. 
Das dürfte überwiegend Frauen treffen, 
denn sie stellen 84 Prozent der Alleinerzie-
henden (Lergenmüller 2026; Statistisches 
Bundesamt 2026a). Der Unterhaltsvor-
schuss ist zwar formal ein Vorschuss, doch 
Alleinerziehende zahlen ihn nicht zurück. 
Stattdessen stellt der Staat ihn, soweit mög-
lich, den Unterhaltspflichtigen in Rechnung. 
Das gelang zuletzt aber nur bei rund einem 
Fünftel der Ausgaben (Bundesministerium 
für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 2023). In den meisten Fällen springt 
der andere Elternteil also nicht ein. Die 
Kürzung dürfte für die Betroffenen daher 
weitgehend einem tatsächlichen Verlust 
gleichkommen. 

Lediglich bei der Wohngeldreform 
lässt sich mangels geeigneter Daten nicht 
beziffern, wie viele der Beziehenden Frauen 
sind. In Anlehnung an die Verteilung der 
Haupteinkommensbeziehenden in Wohn-
geldhaushalten nehmen wir an, dass sich 
die Kürzung zu rund 52 Prozent auf Frauen 
verteilt (Statistisches Bundesamt 2024). 
Der tatsächliche Frauenanteil dürfte höher 
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liegen. In Mehrpersonenhaushalten sind 
Frauen seltener Haupteinkommensbezie-
hende (Statistisches Bundesamt 2025b), 
werden von der Kürzung aber ebenso 
getroffen. Dass sie unter den Haupteinkom-
mensbeziehenden dennoch auf 52 Prozent 
kommen, liegt vermutlich daran, dass sie 
unter den Alleinlebenden stärker vertreten 
sind.

In der SPV treffen die Kürzungen 
Frauen auf zwei Wegen: als Pflegebedürf-
tige und als pflegende Angehörige. Erstens 
verlieren Frauen als Pflegebedürftige 
Leistungen. Eine strengere Begutachtung 
erschwert künftig den Zugang zu Pflege- 
graden. Frauen stellen 61 Prozent der 
Pflegebedürftigen und dürften daher den 
größeren Teil der Kürzung tragen. Das  
bedeutet eine finanzielle Mehrbelastung. 
Der Wegfall des Entlastungsbetrags bei 
Pflegegrad 1 dürfte ebenfalls vor allem 
Frauen treffen, denn 63 Prozent der  
Menschen mit Pflegegrad 1 sind Frauen 
(Bundesministerium für Gesundheit 2026a; 
2026b). Zweitens betreffen die Kürzungen 
Frauen als pflegende Angehörige, denn 
sie verlieren Rentenansprüche für ihre 
Pflegearbeit. Die Pflegeversicherung zahlt 
Rentenbeiträge für pflegende Angehörige 
erst ab Pflegegrad 2. Wird dieser Pflegegrad 
durch die strengere Begutachtung schwe-
rer erreicht, erhalten weniger Angehörige 
diese Beiträge. Zudem sollen keine Renten-
beiträge mehr für pflegende Angehörige 
im Rentenalter gezahlt werden. Die  
Lasten tragen überwiegend Frauen, denn 

83 Prozent der pflegenden Angehörigen, 
für die derzeit Beiträge gezahlt werden, sind 
Frauen (Deutscher Bundestag 2026a).

In der GKV entfallen 54 Prozent aller 
Leistungsausgaben auf Frauen (Bundesamt 
für Soziale Sicherung 2024; Bundesminis- 
terium für Gesundheit 2025a). Daher  
dürften auch die Leistungsanpassungen 
und höheren Zuzahlungen Frauen im 
Schnitt stärker belasten. Zudem soll die  
maximale Anzahl an Kinderkrankentagen 
von 15 auf zehn reduziert werden (Tages-
schau 2026b). Da Frauen 73 Prozent der 
Kinderkrankentage nehmen, dürfte auch 
diese Kürzung sie besonders belasten  
(Bundesministerium für Gesundheit 
2026c). Details zu den Berechnungen jeder 
einzelnen Leistung finden sich in Anhang I.

Somit dürften alle betrachteten Kür-
zungen überwiegend Frauen treffen (Ab-
bildung 1). Dabei wirken sie über verschie-
dene Kanäle: Einige senken Leistungen, die 
Frauen selbst empfangen (Begutachtungs-
systematik, Entlastungsbetrag, Leistungen 
der GKV, Wohngeld). Andere kürzen die 
finanzielle Unterstützung und Anerkennung 
von Sorgearbeit, die zum Großteil Frauen 
leisten (Unterhaltsvorschuss, Sofortzu-
schlag im Kinderzuschlag, Rentenbeiträge 
für pflegende Angehörige, Kinderkranken-
tage). Das schwächt die wirtschaftliche 
Eigenständigkeit von Frauen. Die Kürzung 
bei Kitas könnte Frauen zudem die eigene 
Erwerbstätigkeit erschweren, wenn fehlen-
de Betreuung privat aufgefangen wird.
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/// 3. Fehlende Gleichstellung am Arbeitsmarkt kostet

D ie Konsolidierung der 
Bundesregierung belastet 
unserer Schätzung zufolge 

Frauen stärker als Männer und erschwert 
so materielle Gleichstellung. Dabei sind 
Frauen schon heute aufgrund einer ge-
ringeren Integration in den Arbeitsmarkt 

finanziell schlechter gestellt: Sie verdienen 
pro Stunde im Schnitt 16 Prozent weniger 
(Gender Pay Gap), arbeiten pro Woche im 
Schnitt 18 Prozent weniger Stunden (Gen-
der Hours Gap), und ihre Erwerbstätigen-
quote liegt acht Prozentpunkte unter der 
der Männer (Gender Employment Gap)  

Abbildung 2
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(Statistisches Bundesamt 2025c). Fehlen-
de Gleichstellung am Arbeitsmarkt führt 
dazu, dass Frauen geringere Lebenser-
werbseinkommen und Rentenansprüche 
erzielen und dadurch ein höheres Risiko 
tragen, auf Sozialleistungen angewiesen 
zu sein (Bönke u. a. 2020; Statistisches 
Bundesamt 2025d). Der Staat kompensiert 
damit fehlende Gleichstellung am Arbeits-
markt finanziell.

Die fiskalischen Kosten für diese 
Kompensation schätzen wir für 2026 auf 
14 Milliarden Euro (Abbildung 2). Dieser 
Betrag bildet einen begrenzten Ausschnitt 
der gesamten volkswirtschaftlichen, 
finanziellen und gesellschaftlichen Kosten 
fehlender Gleichstellung am Arbeitsmarkt 
ab. Wir erfassen die Mehrausgaben für 
fünf ausgewählte Sozialleistungen, welche 
den Großteil der Kompensationszahlungen 
abdecken, die die Folgen einer geringeren 
Erwerbsintegration abfedern. Nicht erfasst 
sind Kosten in anderen Bereichen, etwa 
durch geschlechtsspezifische Gewalt oder 
gesundheitliche Folgen von Mehrfach- 
belastung. Ebenfalls nicht erfasst sind 
entgangene Steuer- und Sozialbeitragsein-
nahmen sowie eine geringere Wirtschafts-
leistung, etwa durch unfreiwillige Teilzeit. 

Bei der Auswahl der Sozialleistungen 
beschränken wir uns auf Leistungen, deren 
Verteilung sich mit den verfügbaren Daten 
schätzen lässt und bei denen ein Unter-
schied zwischen Frauen und Männern 
aufgrund unterschiedlicher Erwerbsinte- 

gration naheliegt. Diese Leistungen sind:  
(i) der Bezug der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende durch Alleinerziehende, 
(ii) der Grundrentenzuschlag, (iii) die 
Grundsicherung im Alter, (iv) die Renten-
versicherungsbeiträge, die die Pflegever-
sicherung für pflegende Angehörige zahlt, 
und (v) die beitragsfreie Mitversicherung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Bei 
allen fünf Leistungen zeigt sich dasselbe 
Muster: Frauen beziehen sie häufiger oder 
erhalten höhere Beträge als Männer. 

Um die Kompensationszahlungen zu 
schätzen, erstellen wir für jede Leistung ein 
kontrafaktisches Szenario. Wie wir dabei 
vorgehen, zeigt das Beispiel des Grund-
rentenzuschlags. Dieser stockt niedrige 
Renten um einen individuellen Betrag 
auf und wird automatisch mit der gesetz-
lichen Rente ausgezahlt. Frauen verdienen 
im Erwerbsleben im Schnitt weniger als 
Männer und erwerben deshalb geringere 
Rentenansprüche. Sie haben daher häufi-
ger Anspruch auf den Zuschlag, und er fällt 
bei ihnen höher aus. Fast drei Viertel der 
Grundrentenzuschlagsbeziehenden sind 
derzeit Frauen (Bundesregierung 2025b). 
Wir berechnen ein kontrafaktisches Szena-
rio, in dem das Risiko von Frauen, auf den 
Grundrentenzuschlag angewiesen zu sein, 
auf das Niveau der Männer sinkt. Frauen 
hätten dann dieselbe Bezugsquote und 
durchschnittliche Zuschlagshöhe wie  
Männer. In diesem Szenario wären die  
Ausgaben für den Grundrentenzuschlag 
2026 um rund 1,1 Milliarden Euro geringer. 
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Nach derselben Logik haben wir Szenarien 
für die übrigen Leistungen berechnet.  
Details zu unseren Berechnungen je  
Leistung finden sich in Anhang II.

Alle fünf Leistungen fangen auf 
unterschiedliche Weise finanziell auf, dass 
Frauen am Arbeitsmarkt schlechter gestellt 
sind. Bei der beitragsfreien Mitversicherung 
ist zu beachten, dass sie sich auf zwei Arten 
interpretieren lässt: als Kompensation und 
als Ursache fehlender Gleichstellung am 
Arbeitsmarkt. Sie ist eine Kompensation, 
denn Ehepartner*innen ohne oder mit nur 
geringem eigenem Einkommen – über-
wiegend Frauen – zahlen keine eigenen 
Beiträge (Bundesministerium für Gesund-
heit 2026d), sind aber über Ehepartner*in-
nen mitversichert, und die GKV trägt ihre 
Gesundheitsausgaben. Sie ist zugleich eine 
Ursache, denn sie setzt selbst den Anreiz, 
nicht oder nur geringfügig zu arbeiten,  
und kann so die geringere Integration von  
Frauen in den Arbeitsmarkt verstärken 
(Merki u. a. 2026). 

Die Kompensationszahlungen  
bei den Sozialleistungen, die die Folgen 
fehlender Gleichstellung am Arbeitsmarkt 
abfedern sollen, sind das Ergebnis jahr-
zehntelanger ungleicher Erwerbschancen. 
Auch bei unmittelbarer Gleichstellung 
sänken die Ausgaben deshalb nicht sofort. 
Beispielsweise würde sich eine heute  
höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen  
erst in rund 40 Jahren in geringeren  
Ausgaben für Grundrentenzuschläge und 

Grundsicherung im Alter niederschlagen. 
Der Ausbau professioneller Pflegeangebote 
könnte dagegen schneller wirken: Über-
nehmen Frauen dadurch weniger Angehö-
rigenpflege, könnte die Pflegeversicherung 
schon in den kommenden Jahren weniger 
Rentenbeiträge für sie zahlen.
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/// 4. Mehr Gleichstellung am Arbeitsmarkt zahlt sich auch fiskalisch aus

L aut ihrem Koalitionsvertrag 
verfolgt die Bundesregierung 
ebendieses Ziel: Gleichstel-

lung durchsetzen und Strukturen abbauen, 
die die Erwerbstätigkeit von Frauen begren-
zen. Politikmaßnahmen, die hierzu passen, 
sind der Ausbau des Kita- und Ganztags-

angebots und der Pflegeinfrastruktur sowie 
der Abbau von Fehlanreizen wie dem Ehe-
gattensplitting (Bauernschuster & Schlotter 
2015; Gambaro u. a. 2016; Krebs & Scheffel 
2016; Blömer u. a. 2021; 2026; Lembcke u. 
a. 2021; Müller & Samtleben 2022; Geyer 
u. a. 2024; Krebs 2025; Duletzki 2026; 

Abbildung 3
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Jugend 2025; Geis-Thöne 2025). Diese 
Bedarfe beruhen auf den Betreuungs-
wünschen der Eltern und sind nicht ver-
rechnet mit frei werdenden Kapazitäten 
in bestimmten Regionen. Das wäre nicht 
sinnvoll, da dort frei werdende Plätze den 
Bedarf an anderer Stelle nicht verringern. 
Das frei werdende Personal sollte eher ge-
nutzt werden, um die Betreuungsschlüssel 
zu verbessern (Geis-Thöne 2025). Die zu-
gehörigen Investitionskosten beziehen sich 
zudem allein auf den quantitativen Ausbau 
der Plätze. Für eine bessere Qualität der 
Betreuung wären zusätzliche Investitionen 
nötig (Merki & Schuster-Johnson 2026). 

Die zusätzlichen Pflegeplätze sollen 
erwerbstätigen Frauen ermöglichen, ihre 
Angehörigenpflege von 15 auf acht Stun-
den pro Woche zu reduzieren, was der 
Pflegezeit pflegender Männer entspricht 
(Calahorrano u. a. 2025). Daraus schätzen 
wir einen Bedarf an 759.000 zusätzlichen 
teilstationären Pflegeplätzen. Das Realsplit-
ting würde die steuerliche Begünstigung 
des Alleinverdienermodells gegenüber 
dem Status quo verringern und so die Er-
werbsanreize für die geringer verdienende 
Person stärken. Eine zentrale Umsetzungs-
bedingung der Reformen ist, dass sich 
ausreichend Fachkräfte für Betreuung und 
Pflege gewinnen lassen. Von ihr hängen die 
höhere Erwerbstätigkeit von Frauen sowie 
die Wachstums- und Haushaltseffekte ab. 
Dafür braucht es Investitionen in die Perso-
nalgewinnung, etwa durch bessere Arbeits-
bedingungen, und Planungssicherheit 

Herrmann u. a. 2026; Moser u. a. 2026). 
Diese Maßnahmen wären wirtschafts- und 
fiskalpolitisch sinnvoll. Denn als eines der 
größten Wachstumsrisiken für Deutschland  
gilt das schrumpfende Arbeitskräftepoten-
zial; die genannten Politikmaßnahmen 
könnten es messbar erhöhen. Zudem  
könnte mehr Gleichstellung am Arbeits-
markt langfristig die Kompensationszahlun-
gen senken, die der Staat heute leistet.

Wir modellieren ein Reformpaket 
mit vier Bausteinen: Das Angebot an Kita-, 
Ganztags- und Pflegeplätzen wird bis 2031 
so ausgebaut, dass die Zusatzbedarfe an 
Betreuung und Pflege gegenüber dem 
Status quo gedeckt werden können. Hinzu 
kommt die Weiterentwicklung des Ehe- 
gattensplittings zu einem Realsplitting für 
neu geschlossene Ehen, wie es Bundes-
finanzminister Lars Klingbeil im Frühjahr 
2026 vorgeschlagen hat (Tagesspiegel 
2026). Dieses Reformpaket entspricht, 
wenn auch nicht vollständig, so doch in 
weiten Teilen politisch geeinigten und im 
Koalitionsvertrag verankerten Zielen bei 
Bildung, Pflege und Arbeitsmarkt.

Unserer Analyse liegen folgende 
Annahmen zugrunde. Bei Kita und Ganztag 
orientiert sich der Ausbau am Bedarf, der 
durch höhere Betreuungsquoten entstün-
de. Auf Basis einschlägiger Schätzungen 
gehen wir von 300.000 zusätzlichen Kita- 
und 339.000 zusätzlichen Ganztags- 
plätzen aus (Bundesministerium für  
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
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durch eine verlässliche und konsequente 
Umsetzung der Reformen (Krebs 2025). 
Details zu den Berechnungen finden sich in 
Anhang III.

Ein solches Reformpaket könnte 
es den betroffenen Frauen erleichtern, in 
größerem Umfang erwerbstätig zu sein. 
Bis 2031 könnte ihre Erwerbstätigkeit 
um 209.000 Vollzeitäquivalente steigen 
(eigene Berechnungen auf Basis von Krebs 
& Scheffel 2016; Krebs 2025). Das würde 
nach unserer Schätzung das Produktions-
potenzial, das die bei durchschnittlicher 
Auslastung des Arbeitsmarkts und des 
Kapitalstocks erreichbare Wirtschafts-
leistung angibt, im Jahr 2031 im Vergleich 
zum Basisszenario um 0,4 Prozent steigern. 
Mehr Investitionen und Erwerbstätigkeit  
erhöhen die Einnahmen von Bund,  
Ländern, Kommunen und Sozialversiche-
rungen. Demgegenüber stehen die Investi-
tions- und Personalkosten des Ausbaus.

Die Reformen könnten die öffent-
lichen Haushalte im Jahr 2031 um knapp 
fünf Milliarden Euro entlasten.31Denn dann 
könnten Umsetzungskosten von gut elf 
Milliarden Euro einer fiskalischen Entlas-

3	 Die Nettoentlastung von rund fünf Milliarden 
Euro im Jahr 2031 bedeutet nicht, dass die 
zuvor bezifferten Mehrausgaben für Sozialleis-
tungen von 14 Milliarden Euro um diesen Betrag 
sinken würden. Nur ein Teil der Entlastung ent-
steht durch geringere Transferzahlungen. Der 
größere Teil ergibt sich aus zusätzlichen Steuer- 
und Beitragseinnahmen, weil die Nachfrage 
steigt und mehr gearbeitet wird.

tung von knapp 16 Milliarden Euro gegen-
überstehen. Die fiskalische Entlastung 
entsteht in den ersten Jahren vor allem 
durch zusätzliche Nachfrage: Investitionen 
und mehr Personal in Kitas, Ganztag und 
Pflege stärken das Wachstum und damit 
die Steuer- und Beitragseinnahmen. Paral-
lel sinken Transferzahlungen. In späteren 
Jahren speist sich die Entlastung vor allem 
aus dem erhöhten Arbeitsangebot der  
betroffenen Frauen. Abbildung 3 zeigt, dass 
das Reformpaket bereits ab 2028 mehr  
einbringen könnte, als es kostet.
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/// 5. Ausblick

R und 60 Prozent der konkre-
tisierten sozialpolitischen 
Kürzungen für 2027 dürften 

zu Lasten von Frauen gehen. Eine solche 
Konsolidierung erschwert die materielle 
Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Das dürfte die öffentlichen Haushalte  
nur kurzfristig entlasten. Denn fehlende 
materielle Gleichstellung, insbesondere 
eine niedrigere Erwerbsintegration von 
Frauen, verursacht Folgekosten, wenn der 
Staat sie durch Sozialleistungen an anderer 
Stelle ausgleicht. Wir schätzen, dass allein 
eine Auswahl der größten dieser Kom- 
pensationszahlungen die öffentlichen 
Haushalte schon heute mit 14 Milliarden 
Euro pro Jahr belastet. Kürzungen, die 
überproportional zu Lasten von Frauen 
gehen, könnten diese Kompensations- 
zahlungen weiter erhöhen. Kurzfristig 
lassen sich diese Mehrausgaben nicht 
einsparen, wohl aber langfristig senken, 
wenn man die Ursachen angeht und die 
Rahmenbedingungen für die Erwerbs- 
tätigkeit von Frauen verbessert. Das könnte 
die öffentlichen Haushalte sogar entlasten: 
Wir schätzen, dass durch ein Reformpaket 
für eine stärkere Erwerbsintegration von 
Frauen im Jahr 2031 bis zu fünf Milliarden 
Euro netto eingespart werden könnten.

Die Konsolidierung dürfte mit dem 
Bundeshaushalt 2027 und den derzeit  
geplanten Reformen bei den Sozial- 
versicherungen nicht abgeschlossen sein. 
Für die Jahre 2028 bis 2030 sind in der 
Finanzplanung des Bundes jährliche Haus-

haltslücken zwischen 20 und 50 Milliarden 
Euro ausgewiesen. Auch bei SPV und GKV 
ist die langfristige Finanzsituation noch  
ungeklärt; Kommissionen erarbeiten  
derzeit Reformvorschläge. Umso wichtiger 
ist es, bei weiteren Reformen und haus-
haltspolitischen Entscheidungen darauf  
zu achten, dass sie die Rahmenbedingun-
gen für eine höhere Erwerbstätigkeit von 
Frauen nicht verschlechtern, sondern  
verbessern. Alles andere würde sowohl  
materielle Gleichstellung als auch Wirt-
schaftswachstum und eine nachhaltige 
Aufstellung der öffentlichen Finanzen 
gefährden.

Eine Politik, die Sozialleistungen, 
Steuer- und Abgabensystem sowie öffent-
liche Leistungen darauf ausrichtet, dass 
jede*r das eigene Potenzial verwirklichen 
und den eigenen Lebensunterhalt ver-
dienen kann, dürfte sich auf allen Ebenen 
auszahlen. Konkret heißt das: eine Kita-, 
Ganztags- und Pflegeoffensive sowie der 
Abbau von Fehlanreizen wie dem Ehegat-
tensplitting. Das würde die Erwerbstätigkeit 
von Frauen fördern, die Gleichstellung am 
Arbeitsmarkt voranbringen, das Wachstum 
stärken und die Haushaltslage mittelfristig 
entspannen.
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/// 6.1 Anhang I: Schätzung geschlechtsspezifische Kosten von Leistungskürzungen

Leistung Geplante Kürzung 2027 Annahmen

Wohngeld Laut Gesetzentwurf zur Wohngeld-
reform soll die Fortschreibung des 
Wohngeldes ausgesetzt, die Heiz-
kostenkomponente halbiert und die 
Wohngeldformel angepasst werden. 
Das soll Bund und Ländern 2027 beim 
Wohngeld Einsparungen von zusam-
men rund 1,5 Milliarden Euro bringen 
(Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen 
2026).

Für das Wohngeld gibt es keine Daten 
dazu, wie viele Frauen und Männer es  
beziehen. Erfasst wird nur das Geschlecht 
der Haupteinkommensbeziehenden 
eines Wohngeldhaushalts; hier stellen 
Frauen rund 52 Prozent (Statistisches 
Bundesamt 2024). Da Wohngeldhaus-
halte mehrere Mitglieder haben können, 
lässt sich daraus nicht auf die Verteilung 
aller Wohngeldbeziehenden schließen. 
Wir nehmen daher an, dass die Kürzung 
zu 52 Prozent auf Frauen entfällt. Das 
entspricht rund 770 Millionen Euro.

Tabelle 1:  
Geplante Kürzungen und Annahmen zum Frauenanteil (2027)

6.1 Anhang I:  
Schätzung geschlechtsspezifische Kosten 
von Leistungskürzungen

Frauen tragen schätzungsweise 
fünf der 8,4 Milliarden Euro an geplanten 
sozialpolitischen Kürzungen für 2027. Das 
entspricht 60 Prozent. Grundlage unserer 
Schätzungen ist in der Regel der Frauenan-
teil unter den heutigen Beziehenden der  
jeweiligen Leistung. Wir unterstellen, dass  
die Kürzung je Person gleich stark ausfällt.  
Wir betrachten ausschließlich die Ausga-
benseite der Konsolidierung. Einnahme-
erhöhungen bleiben unberücksichtigt.  
Zudem könnte sich ein Teil der Einsparun-
gen in höhere Ausgaben bei anderen  
Leistungen verlagern. So dürfte die Wohn- 

geldreform die Ausgaben beim Wohn-
geld senken, aber die Ausgaben bei der 
Grundsicherung leicht erhöhen (Bundes-
ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen 2026). Ähnliches ist beim 
Sofortzuschlag im Kinderzuschlag und 
beim Unterhaltsvorschuss zu erwarten 
(Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung 
und Jugendberufshilfe 2026; Bundes- 
regierung 2026d). Diese Verlagerungen 
berücksichtigen wir in unserer Rechnung 
nicht. Sie entsprechen im Kern Kompensa-
tionszahlungen für fehlende Gleichstellung, 
die nun bei anderen Leistungen anfallen.
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Leistung Geplante Kürzung 2027 Annahmen

Kitas Im Vergleich zu 2026 fließt 2027 eine 
Milliarde Euro weniger in die Kitafinan- 
zierung: 0,5 Milliarden Euro über das 
Startchancen- und Qualitätsentwick-
lungsgesetz und 0,5 Milliarden Euro 
über das Sondervermögen Infrastruk-
tur und Klimaneutralität (Bundesregie-
rung 2026e).

Mütter von Kindern unter sechs Jahren 
betreuen ihre Kinder im Schnitt rund  
vier Stunden am Tag, Väter rund zwei  
Stunden (Statistisches Bundesamt 
2025a). Unter der Annahme, dass weg-
fallende Betreuung nach dieser Arbeits-
teilung privat aufgefangen wird, entfallen 
rund zwei Drittel der Kürzung auf Mütter. 
Das entspricht rund 640 Millionen Euro. 

Sofort- 
zuschlag im 
Kinderzu-
schlag

Der Sofortzuschlag von 25 Euro im  
Monat im Kinderzuschlag soll ab 
2027 entfallen. Hierdurch sollen 450 
Millionen Euro beim Kinderzuschlag 
eingespart werden (Bundesregierung 
2026d).

2024 waren 23 Prozent der Familien im 
Kinderzuschlag alleinerziehend (Bundes-
regierung 2025a). 84 Prozent der Allein-
erziehenden sind Frauen (Statistisches 
Bundesamt 2026a); wir nehmen diese 
Verteilung auch für Alleinerziehende im 
Kinderzuschlagsbezug an. Bei Paarfa- 
milien41rechnen wir die Kürzung je zur 
Hälfte Mutter und Vater zu. Somit dürften 
von der Kürzung rund 260 Millionen Euro 
auf Frauen entfallen.

4	 Wo wir aus Paardaten auf Frauen- und Männeranteile schließen müssen, gehen wir vereinfachend von  
Paaren mit einer Frau und einem Mann aus. Die verwendeten Datenquellen unterscheiden nicht nach 
Paartyp, sodass eine getrennte Betrachtung gleichgeschlechtlicher Paare nicht möglich ist.
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Unterhalts-
vorschuss

Beim Unterhaltsvorschuss sind Einspa-
rungen geplant. Laut aktueller Stel-
lungnahme des Bundesministeriums 
für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend wird dafür eine Einkom-
mensobergrenze für den betreuenden 
Elternteil diskutiert (Lergenmüller 
2026). Alleinerziehende oberhalb 
dieser Grenze erhielten dann keinen 
Unterhaltsvorschuss mehr. Für diesen 
Vorschlag gibt es noch keine belastba-
ren Einsparzahlen. Wir rechnen daher 
mit den Einsparungen, die Bundesbil-
dungsministerin Karin Prien für den zu-
vor diskutierten Vorschlag angekündigt 
hatte: Würde der Unterhaltsvorschuss 
nur noch bis zum 16. statt bis zum 18. 
Geburtstag des Kindes gezahlt, könnte 
der Bund 245 Millionen Euro sparen 
(Tagesschau 2026a). Da der Bund 40 
Prozent und die Länder 60 Prozent 
der Kosten des Unterhaltsvorschusses 
tragen, gehen wir von einer Gesamt-
kürzung von rund 610 Millionen Euro 
aus (Bundesamt für Justiz 2026).  

2025 waren unter allen Alleinerziehen-
den 84 Prozent Frauen (Statistisches 
Bundesamt 2026a). Wir nehmen diesen 
Anteil auch für Alleinerziehende von 
Kindern im Unterhaltsvorschuss an. 
Dann treffen rund 510 Millionen Euro der 
Kürzung alleinerziehende Mütter.

/// 6.1 Anhang I: Schätzung geschlechtsspezifische Kosten von Leistungskürzungen
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Leistung Geplante Kürzung 2027 Annahmen

SPV:  
Anpassung 
der Begutach-
tungssyste-
matik

Die Begutachtungssystematik in der  
sozialen Pflegeversicherung soll  
angepasst werden. Für Anträge ab 
2027 liegen die Schwellen für die 
Pflegegrade 1 bis 3 höher als bisher, zu-
dem werden die Punkte neu gewichtet. 
Dadurch werden weniger Menschen 
überhaupt oder in einen höheren  
Pflegegrad eingestuft. Die Anpassung 
der Begutachtung soll der sozialen 
Pflegeversicherung 2027 Einsparun-
gen von 1,3 Milliarden Euro bringen 
(Bundesregierung 2026b).

2025 waren 61 Prozent aller Pflege-
bedürftigen in der sozialen Pflegever-
sicherung Frauen (Bundesministerium 
für Gesundheit 2026a; 2026b). Unter 
der Annahme, dass Frauen und Männer 
durch die neuen Begutachtungsregeln 
im Durchschnitt gleich viel Unter- 
stützung verlieren, würden 61 Prozent 
der geplanten Kürzungen auf Frauen  
entfallen. Das entspricht rund  
800 Millionen Euro. Hinzu kommt,  
dass Rentenbeiträge für pflegende  
Angehörige erst ab Pflegegrad 2 durch 
die Pflegeversicherung gezahlt werden. 
Wird dieser nun schwerer erreicht,  
erhalten weniger pflegende Angehörige 
solche Beiträge. Auch das trifft vor allem 
Frauen, denn sie stellen 83 Prozent der 
pflegenden Angehörigen mit Renten-
beiträgen aus der Pflegeversicherung 
(Deutscher Bundestag 2026a).

SPV:  
Entlastungs-
betrag bei 
Pflegegrad 1

Der Entlastungsbetrag von 131 Euro 
im Monat soll ab 2027 bei Pflegegrad 1 
entfallen. Das soll der sozialen Pflege-
versicherung Einsparungen von 800 
Millionen Euro bringen (Bundesregie-
rung 2026b).

2025 waren unter den Menschen mit 
Pflegegrad 1 in der sozialen Pflege- 
versicherung 63 Prozent Frauen  
(Bundesministerium für Gesundheit 
2026a; 2026b). Unter der Annahme einer 
vergleichbaren Verteilung der tatsächli-
chen Inanspruchnahme des Entlastungs-
betrags würden 63 Prozent der Kürzun-
gen auf Frauen entfallen. Das entspricht 
rund 500 Millionen Euro..

SPV:  
Streichung 
der Renten-
versiche-
rungsbeiträge 
für pflegende 
Angehörige 
mit Bezug 
einer Alters-
rente

Pflegende Angehörige, die die Regel-
altersgrenze erreicht haben und eine 
Altersrente beziehen, sollen ab 2027 
keine Rentenbeiträge mehr aus der 
Pflegeversicherung erhalten. Hierdurch 
sollen 150 Millionen Euro eingespart 
werden (Bundesregierung 2026b).

2024 waren 83 Prozent der pflegenden 
Angehörigen, für die die Pflegeversiche-
rung Rentenversicherungsbeiträge zahlt, 
Frauen (Deutscher Bundestag 2026a). 
Unter der Annahme, dass diese Vertei-
lung auch auf pflegende Angehörige mit 
Bezug einer Altersrente zutrifft, entfallen 
83 Prozent der Kürzung auf Frauen. Das 
entspricht rund 130 Millionen Euro.
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GKV:  
Kürzung der  
Kinderkran-
kentage

Die in der Coronapandemie einge-
führte Erhöhung der Kinderkranken-
tage läuft Ende 2026 aus und soll laut 
Bundesgesundheitsminister Carsten 
Linnemann nicht verlängert werden 
(Tagesschau 2026b). Ab 2027 gäbe 
es dann wieder zehn statt 15 Tage pro 
Kind und Elternteil, für Alleinerziehen-
de 20 statt 30 Tage. Das soll der gesetz-
lichen Krankenversicherung jährlich 
Einsparungen von rund 100 Millionen 
Euro bringen (Bundesministerium für  
Gesundheit 2026c).

2025 entfielen 73 Prozent der Leistungs-
tage beim Kinderkrankengeld auf Frauen 
(Bundesministerium für Gesundheit 
2026c). Unter der Annahme, dass sich 
die Einsparung entsprechend den  
Leistungstagen verteilt, entfallen 73 
Prozent davon auf Frauen. Das entspricht 
rund 73 Millionen Euro.

GKV:  
Leistungs-
anpassungen 
und  
höhere  
Zuzahlungen

Laut Gesetz zur Stabilisierung der 
Beitragssätze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung sollen Patient*in-
nen durch Leistungsanpassungen 
und höhere Zuzahlungen 2027 rund 
2,5 Milliarden Euro zur Entlastung der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei-
tragen (Bundesregierung 2026f).

In der gesetzlichen Krankenversicherung 
entfallen 54 Prozent aller Leistungsaus-
gaben auf Frauen (Bundesamt für Soziale 
Sicherung 2024; Bundesministerium für 
Gesundheit 2025a). Unter der Annahme, 
dass sich die Kürzung entsprechend  
den Leistungsausgaben verteilt, entfallen  
54 Prozent der Kürzung auf Frauen.  
Das entspricht rund 1,4 Milliarden Euro. 
Für die Leistungsanpassungen und die 
Zuzahlungen beim Zahnersatz liegen 
zwar keine Daten zur Verteilung der Aus-
gaben beziehungsweise Kürzungen nach 
Geschlecht über alle gesetzlichen Kran-
kenkassen hinweg vor. Eine Auswertung 
der Barmer zeigt jedoch, dass unter ihren 
Versicherten im Jahr 2024 ebenfalls  
54 Prozent der Ausgaben für Zahnersatz 
auf Frauen entfielen (BARMER Institut für 
Gesundheitsforschung 2024). Das stützt 
unsere Näherung. 

/// 6.1 Anhang I: Schätzung geschlechtsspezifische Kosten von Leistungskürzungen
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6.2 Anhang II:  
Schätzung der Kompensationszahlungen

Wir schätzen die Kompensations-
zahlungen, die der Staat leistet, um die 
Folgen jahrzehntelanger fehlender Gleich-
stellung am Arbeitsmarkt abzufedern. 
Hierfür berechnen wir für jede Leistung ein 
kontrafaktisches Szenario: Frauen beziehen 

sie genauso häufig und in gleicher Höhe 
wie Männer. Die Differenz zu den heutigen 
Ausgaben entspricht den Kosten fehlender 
Gleichstellung. Insgesamt dürften die Kom-
pensationszahlungen 14 Milliarden Euro im 
Jahr 2026 betragen.

Leistung Kontrafaktisches Szenario

Grundsicherung für 
Arbeitsuchende:  
Alleinerziehende

Rund 27 Prozent der alleinerziehenden Mütter beziehen Grundsicherung  
für Arbeitsuchende. Unter den alleinerziehenden Vätern sind es 16 Prozent 
(Bundesagentur für Arbeit 2025; Deutscher Bundestag 2026b). Im kontrafak-
tischen Szenario sinkt die Bezugsquote alleinerziehender Mütter auf die der 
Väter. Dann wären 124.000 Frauen weniger auf die Leistung angewiesen, und 
die Ausgaben für die Grundsicherung wären um zwei Milliarden Euro gerin-
ger. Alleinerziehende Personen mit ukrainischer Staatsangehörigkeit haben 
wir dabei bewusst herausgerechnet. Ukrainische Geflüchtete haben seit Juni 
2022 Anspruch auf Grundsicherung. Ukrainische Alleinerziehende beziehen 
dementsprechend häufiger Grundsicherung als andere Alleinerziehende, 
und Frauen sind in dieser Gruppe stark überrepräsentiert. Ihr Leistungsbe-
zug ist nicht auf fehlende Gleichstellung am Arbeitsmarkt zurückzuführen. 
Würden wir sie einbeziehen, wäre die Bezugsquote alleinerziehender Mütter 
nach oben verzerrt (Bruckmeier u. a. 2023). 

Grundrenten- 
zuschlag

Frauen verdienen im Schnitt weniger, erwerben deshalb geringere Renten- 
ansprüche und haben daher häufiger Anspruch auf den Grundrentenzu-
schlag als Männer (Bundesregierung 2025b; Deutsche Rentenversicherung 
Bund 2026). Im kontrafaktischen Szenario erhalten Frauen den Grundrenten-
zuschlag genauso häufig und in gleicher Höhe wie Männer. Bei Altersrenten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sinkt ihre Bezugsquote damit von 
neun auf drei Prozent. Bei Hinterbliebenenrenten, die auf den Rentenan- 
sprüchen einer verstorbenen Frau beruhen, sinkt die Quote von vier auf  
zwei Prozent. Die Ausgaben für den Grundrentenzuschlag wären dann um  
1,1 Milliarden Euro geringer.

Tabelle 2:  
Annahmen zur Schätzung der Kompensationszahlungen (2026)
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Leistung Kontrafaktisches Szenario

Grundsicherung im 
Alter

Frauen ab 65 beziehen relativ zu ihrem Bevölkerungsanteil häufiger Grund-
sicherung im Alter als Männer (Statistisches Bundesamt 2026g; 2026f). Im 
kontrafaktischen Szenario sinkt ihre Bezugsquote auf die der Männer und 
damit von vier auf 3,8 Prozent. Die Ausgaben für die Grundsicherung im Alter 
und die Kosten der Unterkunft wären dann um 180 Millionen Euro geringer.

Rentenversiche-
rungsbeiträge  
für pflegende  
Angehörige

Die soziale Pflegeversicherung zahlt Rentenbeiträge für Angehörige, die eine 
Person ab Pflegegrad 2 mindestens zehn Stunden an mindestens zwei Tagen 
pro Woche pflegen und höchstens 30 Stunden pro Woche erwerbstätig sind. 
2024 betraf das 1,7 Millionen Menschen, davon 83 Prozent Frauen (1,4 Mil-
lionen; Deutscher Bundestag 2026a). Im kontrafaktischen Szenario nehmen 
wir an, dass Pflege in der Vergangenheit stärker professionell übernommen 
worden wäre und Frauen deshalb nicht in größerem Umfang Angehörige 
pflegen als Männer. Dann bekäme unter den erwerbstätigen Frauen ein 
ebenso kleiner Anteil Rentenbeiträge von der Pflegeversicherung wie unter 
den Männern: ein Prozent statt sieben Prozent. Die Ausgaben für Renten- 
versicherungsbeiträge pflegender Angehöriger wären dann um 3,5 Milliarden 
Euro geringer.

Beitragsfreie  
Mitversicherung in 
der gesetzlichen 
Krankenversiche-
rung

Wer verheiratet ist und kein oder nur ein geringes eigenes Einkommen hat, 
kann beitragsfrei über die*den Ehepartner*in gesetzlich krankenversichert 
sein. 2026 waren 86 Prozent der beitragsfrei mitversicherten Familienmitglie-
der im Alter über 25 Jahren Frauen und nur 14 Prozent Männer. Das umfasst 
Menschen im erwerbsfähigen sowie Rentenalter (Bundesministerium für  
Gesundheit 2026d). Im kontrafaktischen Szenario hätten Frauen ihre  
Erwerbstätigkeit nicht stärker eingeschränkt als Männer und wären deshalb 
heute ebenso selten beitragsfrei mitversichert. Statt rund 2,2 Millionen wären 
dann nur rund 400.000 Frauen beitragsfrei mitversichert. Wir unterstellen 
dabei nicht, dass Frauen exakt genauso viel gearbeitet und verdient hätten 
wie Männer. Wir nehmen lediglich an, dass sie durch eigene Erwerbsarbeit 
ausreichend eigene Beiträge zahlen würden, die ihre Gesundheitskosten 
decken: im Erwerbsalter aus ihrem Erwerbseinkommen, im Rentenalter aus 
ihrer eigenen Rente. Rund 7,3 Milliarden Euro an Gesundheitsausgaben, die 
heute auf beitragsfrei mitversicherte Ehefrauen entfallen, wären dann durch 
eigene Beiträge gedeckt (Bundesamt für Soziale Sicherung 2024; 2025;  
Bundesministerium für Gesundheit 2025b; 2026d; 2026e).
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6.3 Anhang III:  
Die Reformen im Einzelnen

2025). Wir modellieren einen schrittweisen 
Ausbau um 300.000 Plätze bis 2031. Für 
die Arbeitsmarkteffekte stützen wir uns auf 
Krebs & Scheffel (2016) und Krebs (2025).  
Demnach könnte der Ausbau bis 2031 bis 
zu 67.000 zusätzliche Vollzeitäquivalente 
unter den betroffenen Frauen mobilisieren. 
Ein Vollzeitäquivalent entspricht dabei 
1.600 Arbeitsstunden im Jahr. Die Personal-
kosten berechnen wir nach dem Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst und einem 
Betreuungsschlüssel von eins zu 3,6  
(Statistisches Bundesamt 2026h; TVöD 
2026), die Investitionskosten nach Bundes-
regierung (2025c). Die zusätzlichen Kosten 
des Ausbaus betragen im Jahr 2031 nach 
unseren Schätzungen rund sieben Milliar-
den Euro.

6.3.2 Ausbau der  
Ganztagsbetreuung  
in der Grundschule

Seit 2026 gilt für Grundschulkinder  
schrittweise ein Rechtsanspruch auf einen 
Ganztagsplatz, doch das Angebot reicht 
bislang nicht aus. Auch in dieser Phase 
arbeiten Mütter seltener in Vollzeit als 
Väter: 2024 waren 71 Prozent der erwerbs- 
tätigen Mütter, deren jüngstes Kind  
zwischen sechs und neun Jahren alt ist,  
in Teilzeit; bei den Vätern waren es nur 
neun Prozent (Pfahl u. a. 2026b). Das 

Wir modellieren ein Reformpaket 
aus vier Bausteinen: (i) den Ausbau von 
Kitaplätzen, (ii) schulischen Ganztags- 
plätzen und (iii) teilstationären Pflege- 
plätzen sowie (iv) die Weiterentwicklung 
des Ehegattensplittings zu einem Real- 
splitting für neu geschlossene Ehen.

6.3.1 Ausbau der  
Kindertagesbetreuung

In Deutschland fehlen Kitaplätze,  
vor allem für Kinder unter drei Jahren. Das 
ist einer der Gründe, warum Eltern seltener 
oder weniger erwerbstätig sind, vor allem 
Mütter (Statistisches Bundesamt 2026j). 
Während 2024 von den kinderlosen Frauen 
78 Prozent erwerbstätig waren, waren es 
von den Müttern mit Kindern unter sechs 
Jahren nur 50 Prozent. Bei den Männern 
gibt es diesen Unterschied nicht: Kinder-
lose Männer sind genauso wie Väter mit 
Kindern unter sechs Jahren zu 83 Prozent 
erwerbstätig (Pfahl u. a. 2026a; Statisti-
sches Bundesamt 2026k). Zudem arbeiten 
erwerbstätige Mütter von Kindern unter 
sechs Jahren zu 74 Prozent in Teilzeit,  
erwerbstätige Väter nur zu neun Prozent 
(Statistisches Bundesamt 2026l).  
Gemessen am Betreuungswunsch der  
Eltern fehlen laut dem Institut der deut-
schen Wirtschaft rund 300.000 Plätze 
für Kinder unter drei Jahren (Geis-Thöne 
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Bundesministerium für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend beziffert 
den zusätzlichen Bedarf für das Schuljahr 
2029/2030 bei leicht steigender Nachfrage 
der Eltern auf rund 339.000 Ganztagsplätze 
(Bundesministerium für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 2025).  
Wir modellieren diesen Ausbau graduell  
bis 2031. Für die Arbeitsmarkteffekte  
stützen wir uns auf Krebs (2025) und  
Krebs & Scheffel (2016). Demnach könnte 
der Ausbau bis 2031 bis zu 38.000 zusätz- 
liche Vollzeitäquivalente unter den  
betroffenen Frauen mobilisieren. Die  
Personalkosten berechnen wir nach dem 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
(TVöD 2026) und einem Betreuungs- 
schlüssel von eins zu 15 (Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft Berlin 2024), 
die Investitionskosten nach Rauschenbach 
u. a. (2021). Die zusätzlichen Kosten des 
Ausbaus betragen im Jahr 2031 nach  
unseren Schätzungen 1,5 Milliarden Euro.

6.3.3 Ausbau der  
teilstationären Pflege

2023 pflegten rund 6,9 Millionen 
Menschen in Deutschland Angehörige.  
3,7 Millionen Pflegende waren zugleich  
erwerbstätig. 62 Prozent aller erwerbstä-
tigen Pflegenden waren Frauen. Erwerbs-
tätige Frauen, die nebenbei Angehörige 
pflegen, arbeiten weniger und pflegen 
mehr: Im Schnitt pflegen sie 15 Stunden 

pro Woche, Männer dagegen acht  
Stunden. Gleichzeitig arbeiten pflegende 
Frauen im Schnitt 30 Stunden pro Woche, 
bei Männern sind es 38 Stunden (Calahor-
rano u. a. 2025). Wir modellieren einen  
Ausbau der Pflegeinfrastruktur bis 2031, 
der es diesen Frauen ermöglicht, ihre 
wöchentliche Pflegezeit auf das Niveau der 
Männer zu senken. Daraus schätzen wir 
einen Bedarf von rund 759.000 zusätz- 
lichen ambulanten beziehungsweise  
teilstationären Pflegeplätzen.51Für  
Arbeitsmarkteffekte, Investitions- und  
Personalkosten stützen wir uns auf  
Krebs (2025). Demnach könnte der  
Ausbau im Jahr 2031 100.000 zusätzliche 
Vollzeitäquivalente unter den betroffenen 
Frauen mobilisieren. Die Umsetzungs- 
kosten dürften im Jahr 2031 bei drei  
Milliarden Euro liegen.

6.3.4 Vom Ehegatten-
splitting zum Realsplit-
ting

Das Ehegattensplitting begünstigt 
das Alleinverdienermodell. Es wurde 1958 
eingeführt, nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht 1957 die bis dahin geltende 

5	 Nicht berücksichtigt ist hier, dass aufgrund des 
demografischen Wandels in den kommenden 
Jahren deutlich mehr Menschen pflegebedürf-
tig werden könnten (Moser u. a. 2026). Das 
könnte den Bedarf an Pflegeplätzen weiter 
erhöhen.
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Ehegattenbesteuerung für verfassungswid-
rig erklärt hatte.62Beim Ehegattensplitting 
werden die Einkommen beider Partner*in-
nen zusammengerechnet73und durch zwei 
geteilt; die zu zahlende Steuer auf diesen 
Betrag wird anschließend verdoppelt.  
Wegen des progressiven Tarifs entsteht so 
ein Steuervorteil gegenüber der Individual-
besteuerung: der Splittingeffekt. Er ist  
umso größer, je unterschiedlicher die Part-
ner*innen verdienen, und schwächt die  
Erwerbsanreize für die geringer verdienen-
de Person, meist die Frau (Merki u. a. 2026). 
Arbeitsmarkt- und gleichstellungspolitisch 
spricht daher viel für eine Reform, wie sie 
etwa die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
seit Langem empfiehlt (OECD 2025).

Wir modellieren den Vorschlag von 
Bundesfinanzminister Lars Klingbeil aus 
dem Frühjahr 2026: ein Realsplitting für 
neu geschlossene Ehen (Tagesspiegel 

6	 Maßgeblich sind zwei Verfassungsprinzipien: 
der Schutz von Ehe und Familie (Artikel 6 
Grundgesetz) und die Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit (Artikel 3 Grundgesetz). Das 
Splitting in seiner heutigen Form ist eine Mög-
lichkeit, beide umzusetzen, nach überwiegen-
der Auffassung aber nicht die einzig zulässige.

7	 Voraussetzung ist die gemeinsame Steuererklä-
rung (Zusammenveranlagung); Ehepaare kön-
nen sich auch einzeln veranlagen lassen. 2025 
wurden 13,5 der 17 Millionen Ehen zusammen 
veranlagt (Bundesministerium der Finanzen 
2025).

2026). Jede Person wird auf ihr eigenes 
Einkommen besteuert. Die besser verdie-
nende Person darf bis zu 13.805 Euro auf 
die*den Partner*in übertragen, höchstens 
aber so viel, dass beide Einkommen gleich 
hoch sind. Bis zu einem Einkommensunter-
schied von 27.610 Euro ändert sich gegen-
über dem heutigen Splitting nichts, erst bei 
größeren Unterschieden wird der bisherige 
Vorteil gekappt (Blömer u. a. 2021).

Aus Gleichstellungs- und Vertei-
lungsperspektive ist das ein Kompromiss 
im Rahmen der verfassungsrechtlichen 
Möglichkeiten. Das Realsplitting begünstigt 
allerdings weiterhin Ehen mit unterschied-
lichen Einkünften. Für die Arbeitsmarkt-
effekte und Mehreinnahmen beziehen 
wir uns auf Blömer u. a. (2021). Demnach 
würde eine vollständige Abschaffung des 
Splittings rund 200.000 zusätzliche Vollzeit-
äquivalente bringen, das hier betrachtete 
Realsplitting mit rund 30.000 deutlich  
weniger. Dabei handelt es sich um einen 
Nettoeffekt: Frauen dehnen ihre Arbeitszeit 
aus, Männer verringern die ihre gering-
fügig. Im Gegensatz zu Blömer u. a. (2021) 
nehmen wir an, dass das Realsplitting nur 
für neu geschlossene Ehen und nicht für 
Bestandsehen gilt. Es entfaltet seinen  
Effekt auf das Arbeitsangebot zudem  
graduell. Bis 2031 könnten somit 3.000 
zusätzliche Vollzeitäquivalente mobilisiert 
werden und Mehreinnahmen von einer 
Milliarde Euro entstehen.



37

6.3.5 Gesamtwirtschaft- 
liche und fiskalische 
Effekte

Das Reformpaket wirkt über zwei 
Kanäle auf die öffentlichen Haushalte. 
Kurzfristig erhöhen die zusätzlichen Investi- 
tionen und Personalausgaben die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage. Langfristig 
erhöht die zusätzliche Erwerbstätigkeit  
von Frauen das Arbeitsangebot. Die 
Wachstumseffekte berechnen wir mit 
unserem makroökonomischen Modell, 
die Haushaltseffekte mithilfe der Budget-
semielastizitäten (Bundesministerium 
der Finanzen 2019). Kosten der Reformen 
und fiskalische Entlastungen weisen wir 
aufsummiert über alle staatlichen Ebenen 
aus: Bund, Länder, Kommunen und Sozial-
versicherungen. Das Modell nimmt an, 
dass kurzfristig eine Unterauslastung der 
Wirtschaft besteht und eine gesteigerte 
Nachfrage, zum Beispiel nach Kitapersonal 
und Investitionen, somit gedeckt werden 
kann. In der mittleren und langen Frist  
besteht die Annahme, dass die betroffenen 
Frauen ihren Wunsch nach Mehrarbeit 
auch realisieren können, also auch das  
Jobangebot hierfür vorhanden ist.

/// 6.3 Anhang III: Die Reformen im Einzelnen
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